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Zur Regelung der gewerblichen Ausſtellungen. 


Die Erſcheinungen, welche in dem Decennium 1870 — 1880 auf 
dem Gebiete der gewerblichen Ausſtellungen in mehreren öſterreichiſchen 
Ländern hervorgetreten ſind, ließen es dem Handelsminiſterium laut 
des Erlaſſes vom 18. October 1880, 3. 32.426, geboten erſcheinen, 
zur Regelung dieſer Einrichtung Anordnungen zu treffen. 

Das Handelsminiſterium ging dabei von der principiellen An⸗ 
ſchauung aus, daß das gewerbliche Ausſtellung sweſen eine belangreiche 
zur Förderung der culturellen und volkswirthſchaftlichen Intereſſen ge- 
eignete Inſtitution ſei, welche ſich noch keineswegs überlebt hat. 

Um jene erſprießlichen — nicht ſelten lange nachwirkenden — 
Reſultate herbeizuführen, deren dieſe Einrichtung fähig iſt, iſt es jedoch 
erforderlich, daß von derſelben ein mäßiger und richtiger Gebrauch 
gemacht werde. Allzu häufige Wiederkehr oder unzweckmäßige Organi⸗ 
ſation der Ausſtellungen kann leicht dazu führen, die erwarteten Vor⸗ 
theile in ihr Gegentheil umzuwandeln. 

Damit von gewerblichen Ausſtellungen ein wohlthätiger und nach⸗ 
haltiger Einfluß auf die volkswirthſchaftlichen Verhältniſſe des betreffen⸗ 
den Landes oder Bezirkes gewärtigt werden könne, ſind es nothwendige 
Vorausſetzungen, daß dieſelben von berufener Seite in's Werk geſetzt, 
daß Ort und Zeit des Unternehmens zweckmäßig gewählt, daß die 


| 

| Ausstellungen nach einem reiflich überlegten Plane mit ausreichenden 
Mitteln und nach gehöriger Vorbereitung durchgeführt werden, ferner, 
daß auch die Dauer der Ausſtellung in der Weiſe feſtgeſetzt ſei, um 
einen der Mühe und Koſten der Vorbereitung entſprechenden zahlreichen 
Beſuch und eine eingehende Beſichtigung der Ausſtellung zu ermöglichen. 
F iſt noch darauf zu ſehen, daß nicht mehrere derartige 
raſch auf einander folgende oder wohl gar gleichzeitige Unternehmungen, 
deren Wirkungskreiſe ſich berühren, ſich gegenfeitig Eintrag thun. 

Dieſen Anforderungen einer erfolgreichen Wirkſamkeit des Aus⸗ 
ſtellungsweſens iſt in dem letzten Decennium mehrfach entgegengehandelt 
worden. 

Es iſt mehr als einmal vorgekommen, daß Ausſtellungen in nahe 
gelegenen Orten bald nach einander oder ganz gleichzeitig abgehalten 
worden ſind. 
| Manche Unternehmungen dieſer Art find von Perſonen oder Cor- 
porationen, denen ein näherer Beruf hiezu abging, oder an minder 
geeigneten Orten veranſtaltet worden, und häufig kam es vor, daß die 
Dauer der Ausſtellung auf wenige Tage beſchränkt blieb. In ſolchen 
Fällen konnte der gemachte Aufwand und die verwendete Mühe in 
den Ergebniſſen der Ausſtellung den vollen Lohn nicht finden. 
| Aber ſelbſt abgeſehen von ſolchen, bei beſtimmten einzelnen Aus⸗ 
ſtellungs⸗Unternehmungen vorgekommenen Mißgriffen muß ſchon die 
allzu raſche Aufeinanderfolge der Ausſtellungen an und für ſich als 
ein Uebelſtand betrachtet werden, indem dadurch einerſeits die Gewerbe 
treibenden, die ſich dem Zwange der Betheiligung oft nicht entziehen 
können, allzu ſehr in Anſpruch genommen werden und anderſeits das 
Intereſſe des Publicums für dergleichen Unternehmungen ſich abſchwächt. 
Schon im Jahre 1876 ſind von Seite des Handelsminiſteriums 
Normativ-Beſtimmungen erfloſſen, denen zufolge die Subventionirung 
gewerblicher Ausſtellungen von Seite des Staates an beſtimmte Bedin⸗ 
gungen — wie die Unterſtützung des Unternehmens von Seite der 
| betreffenden Stadtgemeinde, mehrmonatliche Vorbereitung der Ausſtellung, 
mindeſtens vierzehntägige Dauer derſelben, Einvernehmung der Handels⸗ 
| und Gewerbekammer über die Erſprießlichkeit einer ſtaatlichen Unter⸗ 
ſtützung u. ſ. f. — geknüpft und auch die Zahl der allenfalls im 
ſelben Jahre zu ſubventionirenden Unternehmungen begrenzt worden iſt. 
ö Dieſe Grundſätze ſind, ſeither entſprechend modificirt, bei Ver⸗ 
anſtaltung gewerblicher Ausſtellungen zur Grundlage genommen und 
insbeſondere über die Vertheilung der als Staatspreiſe geſtifteten ſilber⸗ 
nen und bronzenen Medaillen Normen erlaſſen worden. 
| Dieſe Vorkehrungen machten zwar einer gegenfeitigen Concurrenz 

und Beeinträchtigung verſchiedener Ausftellungs⸗-Unternehmungen in dem⸗ 
ſelben Handelskammer⸗Sprengel oder allenfalls in demſelben Verwaltungs 
gebiete ein Ende, ſie hinderten aber nicht, wie ein Blick auf die im 
Jahre 1880 abgehaltenen Ausſtellungen lehrt, die nicht minder unzweck⸗ 
mäßige Abhaltung gleichzeitiger Ausſtellungen in unmittelbar benachbar— 
ten Ländern. 

Es erſcheint deshalb eine Abhilfe auch in dieſer Richtung, und 


zwar mittelſt planmäßiger Vertheilung der für Ausſtellungszwecke ver⸗ 
fügbaren Mittel auf einen längeren Zeitraum hinaus geboten 

In dieſer Richtung wurde es für zweckmäßig erkennt, für den 
Fall, als überhaupt die Beſtrebungen wegen Abhaltung von gewerb— 
lichen Zocal- und Special⸗Ausſtellungen in der bisherigen intensiven 
Weiſe fortdauern, hinſichtlich der Betheiligung der einzelnen Länder an 
den für ſolche Zwecke zur Dispoſition ſtehenden Staatsmitteln zunächſt 
für das Decennium 1880 — 1890 einen Plan feſtzuſtellen. 

Darnach ſoll der größere Theil des von Jahr zu Jahr verfüg⸗ 
baren Betrages jeweilig einem beſtimmten Verwaltungsgebiete — das 
ſodann erſt nach einer längeren Reihe von Jahren wieder in Betracht 
zu kommen hätte, zugewendet, eine gleichzeitige Ausſtellung in anderen 
Verwaltungsgebieten aber höchſtens allenfalls mit einigen Staatspreiſen — 
nicht aber mit Geldſubventionen — unterſtützt werden. 

Ein Anfang zu dieſer Einrichtung liegt — aus eigener Initiative 
einzelner Länder — bereits vor. So beiſpielsweiſe in Galizien, wo 
in den Jahren 1867 und 1877 Landesausſtellungen ſtattgefu nden 
haben und das nächſte derarcige Unternehmen, ſoweit bekannt, für das 
Jahr 1887 in Ausſicht genommen iſt. 

Ferner in Steiermark, wo die vorletzte Landesausſtellung im Jahre 
1870 ſtattgefunden hatte und nach der im abgelaufenen Jahre abgehaltenen 
Ausſtellung ein ähnliches Unternehmen vorausſichtlich früheſtens wieder 
in zehn Jahren abgehalten werden dürfte. Auch in Tirol ſoll der im 
Jahre 1878 abgehaltenen Landesausſtellung — wie wenigſtens damals 
beabſichtigt war — ein gleiches Unternehmen erſt im Jahre 1888, 
ſolgen. Es hat alſo in dieſen Ländern das Princip der Abhaltung 
von Landesausſtellungen in Zwiſchenräumen von mindeſtens zehn Jahren 
bereits Fuß gefaßt. 

In dieſer Weiſe ſchiene es angezeigt, das Ausſtellungsweſen auch 
in den anderen öfterreichifchen Ländern zu organiſiren, fo daß mit Aus— 
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oder notoriſch tüchtige Gewerbevereine angeſehen werden; es ſind dem⸗ 

gemäß zunächſt auch nur ſolche Städte, wo derartige Corporationen 

ihren Sitz haben, für die Abhaltung von Landesausſtellungen in Aus⸗ 
fit zu nehmen. Für ein allfälliges Deficit bleiben auch bei ſubventio⸗ 
nirten Ausſtellungen die Unternehmer allein haftbar. 

Die Landesausſtellungen werden ſowohl mit Geldſubventionen, 
nach Maßgabe der verfügbaren Mittel, als auch mit Staatspreiſen unter⸗ 
ſtützt werden. 

Auf die Leitung von Landesausſtellungen, denen eine Staats⸗ 
unterſtützung bewilligt wurde, behält ſich die Regierung ſür die Folge 
eine entſprechende Einflußnahme vor. 

f In dieſer Richtung wird zunächſt beſtinmt, daß in dem Executiv⸗ 
Comite jedes ſolchen Unternehmens ein Vertreter der Janbesſtelle und 
bei allen außerhalb der Landeshauptſtadt abgehaltenen Ausſtellungen 
auch der k. k. Bezirkshauptmann des Ausſtellungsortes Sitz und Stimme 
haben ſolle. Außerdem wird das Ausſtellungs-Comite in den Haupt⸗ 
ſtadien des Unternehmens Berichte an das Handelsminiſterium zu richten 
haben, welche sub sigillo volanti der Landesſtelle zu erſtatten ſind und 
in dringenden Fällen direct an das Miniſterium gerichtet werden können. 

Die Anordnung, in welcher Weiſe der Vertreter der Landesſtelle 
von den Vorgängen im Ausſtellungs⸗Comite in Kenntniß zu erhalten ſein 
wird, wird dem Landeschef überlaſſen. 

| Da mit den vorſtehenden Beſtimmungen die Abſicht verbunden iſt, 
dem Ueberwuchern des Ausſtellungsweſens entgegen zu treten, ſo hat 

die Bekanntgabe derſekben lediglich den Zweck, die Einfügung aller im 

nächſten Decennium beabſichtigten Landesausſtellungen in den Rahmen 
dieſes Erlaſſes herbeizuführen; dagegen liegt es nicht in der Intention 
des Miniſteriums, Landesausſtellungen etwa auch dort zu provociren, 
wo eine Neigung hiezu in den betheiligten Kreiſen nicht beſteht. 

Andere Ausſtellungen außer den Landesausſtellungen (Local-, 


nahme von Böhmen, wo ſich nach den Verhältniſſen des Landes kürzere | Regional- und Fachce usftellungen) werden künftighin nur ausnahmsweiſe 
Intervalle zwiſchen den einzelnen Expoſitionen empfehlen, größere Aus- unterſtützt werden, wenn in dem betreffenden Jahre weder in dem be— 
ſtellungen in einem und demſelben Verwaltungsgebiete ſich erſt früheſtens treffenden Lande, noch in einem zunächſt angrenzenden eine Ausſtellung, 


nach Ablauf von zehn Jahren wiederholen ſollen. In jedem einzelnen 
Jahre ſoll in der Regel nur Eine Landesausſtellung oder ſollen höchſtens 
ausnahmsweiſe zwei ſolche Unternehmungen in den von einander ent⸗ 
legenen Theilen des Reiches abgehalten werden. 

Für die ſtaatliche Unterſtützung der im Decennium 1880 — 1890 
ſucceſſive ſtattfindenden gewerblichen Ausſtellungen haben die nachfolgen— 
den Anordnungen zu gelten: 


Auf Staatsunterſtützung haben in erſter Linie Landesausſtellungen 
Anſpruch, d h. ſolche Unternehmungen, welche ihrem Programme nach 
hauptſächlich auf die Heranziehung der Producenten des betreffenden 
Verwaltungsgebietes berechnet ſind und ein Bild der induſtriellen und 
gewerblichen Entwicklung des Landes zu gewähren beabſichtigen. 

Die Frage, ob die Ausſtellung (wie wohl in der Regel) in der 
Landeshauptſtadt oder in einem anderen Induſtrieorte des Verwaltungs⸗ 
gebietes abgehalten werden ſoll, hat mit einen Gegenſtand der Antrag— 
ſtellung zu bilden. 


Der Bericht einer Landesſtelle, mit welchem eine Staatsunter⸗ 


ſtützung für ein derartiges Ausſtellungsunternehmen beantragt wird, iſt, 
damit in dem Voranſchlage des Handelsminiſteriums auf dasſelbe ent- 
ſprechend Bedacht genommen werden könne und um die gehörige Vor⸗ 
bereitung desſelben zu ermöglichen, ſchon in der erſten Hälfte des dem 
Ausſtellungsbeginne vorhergehenden Jahres zu erſtatten. Demſelben iſt 
ein geeignetes Programm der betreffenden Ausſtellung, ſowie ein bei— 
läufiger Koſtenvoranſchlag und eine Nachweiſung über die beabſichtigte 
Zuſammenſetzung der Jury *), ferner eine Aeußerung der Gewerbs— 
behörde erſter Inſtanz *) und der Handels- und Gewerbekammer über 
die Unterſtützungswürdigkeit des betreffenden Unternehmens beizuſchließen. 

Als berufen zur Veranſtaltung ſolcher Unternehmungen können, 
abgeſehen von Landeshauptſtädten, nur Handels- und Gewerbekammern 


) Es iſt hiemit lediglich beabſichtigt, über die Art der Bildung der Jury 
(ob dieſelbe ernannt oder von den Ausſtellern gewählt werden ſoll, ferner im 
erſteren Falle, aus welchen Berufsſchichten dieſelbe zuſammengeſetzt werden ſoll, 
reſpective welcher Einfluß dabei den Vertretern des kunſtgewerblichen Unterrichtes, 
den Handels⸗ und Gewerbekammern u. ſ. f. eingeräumt werden will) bei Zeiten 
informirt zu werden, um eventuell den Einfluß des Handelsminiſteriums zur Modi⸗ 
ficirung der beſtehenden Abſichten geltend zu machen. 

) Das Gutachten der Gewerbsbehörde I. Inſtanz für ſich allein 
wird in der Regel keinen entſcheidenden Einfluß auf die Entſchließung des 
Handelsminiſteriums üben. 


an welche die erſtere ſich anſchließen könnte, ſtattfindet und die Zweck⸗ 
mäßigkeit und Nützlichkeit des in Rede ſtehenden Unternehmens von 
competenter Seite bekräftiget wird. 

In jenem Jahre, in welchem in einem Lande eine Landesaus— 
ſtellung ſtattfindet, werden ſeparat veranſtaltete fachliche Localaus— 
ſtellungen nicht ſubventionirt werden. 

Die Erledigung einlangender Geſuche um ſtaatliche Unterſtützung 
von gewerblichen Ausſtellungen wird dem Handelsminiſterium Gelegen— 
heit bieten, auch noch in anderen Richtungen auf Reformen im Aus⸗ 
ſtellungsweſen Einfluß zu nehmen. 

Für die Vertheilung der Staatspreiſe des Handelsminiſteriums 
für gewerbliche Ausſtellungen im Inlande wurden nachſtehende Grund— 
ſätze feſtgeſetzt: 

1. Die Staatspreiſe des Handelsminiſteriums ſind zur Aner⸗ 
kennung und Belohnung hervorragender gewerblicher Leiſtungen beſtimmt. 
Nur der Producent, nicht auch der Händler hat auf dieſe Staatspreiſe 
des Handelsminiſteriums Anſpruch. 

2. Die Staatspreiſe rangiren vor den Vereins- oder ſonſtigen 
Localpreiſen, welche etwa zur Vertheilung kommen, ohne Unterſchied 
des Metalles. 
| 3. Bei Zuerkennung von Staatspreiſen ſoll in erſter Linie das 
Land, reſp. der Rayon, wo die Ausſtellung ſtattfindet, berückſichtiget 
werden, vorausgeſetzt natürlich, daß ſich unter den dortigen Ausſtellern 
der Auszeichnung würdige Candidaten befinden. 
| 4. Firmen von auswärts follen erft in zweiter Reihe bedacht 
werden, wenn nach Anſicht der Jury im Lande, reſp. Rayon keine 
hervorragenden Bewerber mehr vorhanden ſind, oder beſonders aus⸗ 
gezeichnete Leiſtungen eine Ausnahme von dieſem Principe rechtfertigen. 

5. Staatsinſtitute, Muſeen, von der Regierung abhängige 
Fachſchulen ſind mit Staatspreiſen nicht zu prämiiren. 

6. Ausſteller von Werken der bildenden Kunſt oder des Unter⸗ 
richts⸗, Bau⸗ und Ingenieurfaches ſollen nicht participiren, ebenſo wenig 
andere von eigentlicher Induſtrie und dem Gewerbe abſeits ſtehende 
Expoſitionen, wie Dilettantenarbeiten, alle Kunſtinduſtrie-Objecte, Expo⸗ 
| ftionen auf dem Gebiete der Land⸗ und Forſtwirthſchaft u. ſ. f. *) 


| ) Bei allgemeinen Landesausſtellungen, bei welchen auch meist Producte 
der Land⸗ und Forſtwirthſchaft zugelaſſen werden, bewilligt das Ackerbau⸗ 
| minifterium Subventionen und Staatspreiſe. 
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7. Bei jeder Prämiirung, welche die Jury im Sinne der vor- 
ſtehenden Beſtimmungen vorzunehmen beabſichtigt, hat dieſe in Kürze 
die Motive beizufügen, welche nach ihrer Anſicht die Zuerkennung 
diejer Auszeichnung an den betreffenden Ausſteller rechtfertigen. 

8. Jeder Ausſteller kann die Staatspreiſe des Handelsminiſteriums 
nur einmal erhalten (wer bisher blos die Bronze-Medaille erhielt, kann 
jedoch zur ſilbernen Medaille vorrücken). 

Um die Einhaltung dieſes Grundſatzes ſicherzuſtellen, iſt das 
Namensverzeichniß derjenigen Ausſteller, denen die Jury Staatspreiſe 
zu ertheilen beabſichtigt, vor der definitiven Zuerkennung und Ver⸗ 
theilung dem Handelsminiſterium bekannt zu geben, welches über die 
bisher auf verſchiedenen Ausſtellungen mit Staotspreiſen ausgezeichneten 
Firmen ein Geſammtverzeichniß führt. 

9. Ausſteller, welche die Beruf eig in die Jury angenommen 
haben, treten dadurch eo ipso hinſichtlich der Staatspreiſe außer Preis⸗ 
bewerbung. 

10. Der Ausſtellungs⸗Commiſſion, reſp. der Jury ſteht unter 
Einhaltung der vorſtehenden Grundſätze die freie Vertheilung der ihr 
vom Handelsminiſterium bewilligten Staatspreismedaillen zu. 

Eine Berufung gegen die Beſchlüſſe derſelben an das Handels- 
miniſterium findet nicht ſtatt. 

Ebenſo wenig werden dieſe Staatspreiſe von Seite des Handels- 
miniſteriums bei anderen Anläſſen als bei gewerblichen Ausſtellungen 
im Inlande zur Vertheilung gebracht. A. B. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Uebertretung der Vorſchrift des $ 27 lit. e des Geſetzes vom 

29. Juni 1868, N. G. Bl. Nr. 118, zur Hintanhaltung der 

Rinderpeſt verpflichtet zum Erſatze des dem Aerar hiedurch zuge- 
gangenen Schadens. 

In der Linzer Zeitung vom 9. November 1873 wurde der 
Ausbruch der Rinderpeſt im Orte Strinzing und in der Zeitung vom 
11. November 1873 der Ausbruch der Seuche im Orte Hagen und 
die Einbeziehung einer Reihe von Gemeinden im Bezirke Wels, worunter 
auch des Ortes Marchtrenk, in den Seuchengrenzbezirk verlautbart. B., 
welchen in der erſten Hälfte des Monates November 1873 in Wien 
zehn Ochſen in Wien gekauft hatte, ließ ſie durch C. nach Wels führen; 
auf dem Wege dorthin wurden die Ochſen in Marchtrenk, welcher Ort 
damals bereits als Seuchenort erklärt war, angehalten, und da ſie von 
der Seuchencommiſſion als von der Rinderpeſt ergriffen bezeichnet wurden, 
gekeult. Da die Ochſen im Stalle des D., wo ſich ſechs Kühe befanden, 
eingeſtellt worden waren, wurden auch die Kühe des D. gekeult und 
der Werth derſelben dem D. mit 684 fl. 66 kr. vom Staate erſetzt. 
B. und C. wurden wegen der Uebertretung gegen die Vorſchrift des 
§ 400 des St. G. und gegen die 88 6 und 25 lit. n des Seuchen⸗ 
geſetzes vom 29. Juni 1868, R. G. Bl. Nr. 118, begangen dadurch, 
daß ſie durch Gemeinden, welche in einen Seuchenbezirk einbezogen 
waren, Schlachtvieh treiben ließen, angezeigt, jedoch vom Bezirksgerichte 
Wels von der Anklage der Uebertretung des $ 400 St. G. freigefprochen 
und dieſes Urtheil vom Kreisgerichte Wels als Berufungsbehörde beſtätigt; 
in den Entſcheidungsgründen wurde geſagt, daß den Angeklagten zweifel⸗ 
los die Uebertretung der 88 21, 25 und 27 des Seuchengeſetzes und 
des §8 15 lit. c der Miniſterialverordnung vom 7. Auguſt 1868, 
R. G. Bl. Nr. 119, zur Laſt fällt, daß jedoch die Freiſprechung darum 


erfolge, weil in der Handlungsweiſe der Angeklagten nich's erkannt 


werden kann, was im Stande wäre, die Geſundheit zu gefährden und 
daher nur die von der politiſchen Behörde zu ahndende Uebertretung 
des Seuchengeſetzes, nicht aber die des $ 400 des St. G. vorliegt. — 
Gegen dieſe Entſcheidung wurde die Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung 
des Geſetzes ergriffen, worüber der Caſſationshoſ erkannte, daß durch das 
Urtheil des Kreisgerichtes, inſoferne es auf der Annahme beruht, daß 
zum Thatbeſtande der Uebertretung des 8 400 St. G. eine ſtatt⸗ 


gefundene Gefährdung der Geſundheit erforderlich iſt, das Geſetz ver⸗ 


letzt worden iſt. Das Aerar klagte nun den B. und C. auf Solidar⸗ 
zahlung der erwähnten, dem D. vergüteten 684 fl. 66 kr. 
In erſter Inſtanz wurde nach dem Klagebegehren erkannt. Gründe: 


Die Geklagten haben ſich, wie aus der Entſcheidung des Caſſations⸗ 


hofes hervorgeht, einer Uebertretung gegen den 8 400 St. G. ſchuldig 


gemacht. Wenn nun auch ein ſolcher Ausſpruch nach 8 292 St. P. O. 
in der Regel ohne Wirkung auf den Angeklagten iſt, ſo hat dieſe 
Beſtimmung nur von dee Strafbarkeit der Handlung, nicht aber rüd- 
ſichtlich der privatrechtlichen Anſprüche zu gelten, welche aus einer 
ſolchen Handlung hergeleitet werden. Da die Geklagten durch die 
Begehung der ſtrafbaren Handlung des § 400 St. G. B die Keulung 
der Kühe des D. herbeigeführt haben, ſo mußten ſie zur Vergütung 
des hiedurch dem Aerar erwachſenen Schadens verurtheilt werden. Auf 
die Einwendung der Geklagten, daß die Ochfen geſund waren, und auf 
den hierüber angebotenen Beweis, iſt nicht Rückſicht zu nehmen, weil 
nach dem Seuchengeſetze es der Seuchencommiſſion zukommt, zu entſcheiden, 
ob ein Rinderpeſtfall vorliegt, und gegen die Auordnungen dieſer 
Eommiſſion das Beſchwerderecht an die höhere politiſche Behörde gewährt 
iſt, wovon die Geklagten jedoch keinen Gebrauch gemacht haben. Die 
Entſcheidung iſt ſomit in Rechtskraft erwachſen, und es ſteht dem Civil⸗ 
richter nicht zu, die Entſcheidung der politiſchen Behörde nach ihrer 
Geſetzmäßigkeit zu prüfen. 

Das Obergericht beſtätigte über die von dem Geklagten ergriffene 
Appellation das Urtheil der erſten Inſtanz. 

Die a. o. Reviſionsbeſchwerde der Geklagten wurde vom k. k. 
oberſten Gerichtshofe mittelſt Entſcheidung vom 6. Mai 1879, 8. 281, 
verworfen, da in den Urtheilen dee unteren Inſtanzen eine Nichtigkeit 
oder offenbare Ungerechtigkeit nicht gelegen iſt. Gründe: Mit Rückſicht 
auf die geſchehenen Veröffentlichungen mußte den Geklagten zur Zeit 
des Eintreffens des Ochſentransportes in Enns der Eintritt der Wirk⸗ 
ſamkeit der Seuchenvorſchriften im Grenzbezirke bekannt fein. Da nun 
nach $ 27 rt. c des Geſetzes vom 29. Juni 1868 im Seuchengrenz- 
bezirke der Handel mit Rindvieh unterſagt iſt, ſo kann bei dem Umſtande, 
daß am 13. November 1873 zehn Ochſen des B. welche in Wien 
gekauft und über St. Valentin nach Enns geſchafft worden waren, und 
auf dem Triebe nach Wels in Marchtrenk innerhalb des Seuchengrenzbezirkes 
angehalten worden ſind, die Auffaſſung nur als ganz richtig bezeichnet 
werden, daß durch dieſen Trieb, welcher aus einem nach § 27 der 
Verordnung vom 7. Auguſt 1868 während der Dauer der Epidemie 
nach außen abgeſperrt zu haltenden Grenzbezirk vollführt werden ſollte, 
einem Geſetze, welches zuſälligen Beſchädigungen vorbeugen will, entgegen⸗ 
gehandelt worden iſt. Dieſem Geſetze hat aber nicht blos C., welcher die 
Ochſen nach Wels und durch den Seuchengrenzbezirk inſtradirte, ent— 
gegengehandelt, ſondern es trifft hieran das gleiche Verſchulden den B., 
der, wiſſend, daß die Ochſen nach Enns geſchafft waren, es unterließ, 
von Wels aus jene Anordnungen zu treffen, welche geeignet waren, 
den Transport der Thiere nach Wels in einer geſetzlich zuläſſigen 
Weiſe zu vermitteln. Es haben daher auch Beide die Folgen ihrer 
. zu verantworten, welche nach der über Wunſch des C. 
e Unterbringung der Ochſen im D.'ſchen Stalle zufolge der 
durch den Sectionsbefund erwieſenen Erkrankung der Ochſen an der 
Rinderpeſt zur Keulung der ſechs Deſchen Kühe nach Vorſchrift des 
8 22 des obigen Geſetzes führte. In der Nichtzulaffuug der von den 
Geklagten in Antrag gebrachten Beweisführung der Unrichtigkeit der 
thierärztlichen Diagnoſe und des Sectionsbefundes liegt keine Ungerechtig⸗ 
keit, weil die Behauptung des peſtfreien Zuſtandes der Thiere über⸗ 
haupt ſich blos auf die unmittelbaren Anſchauungen von Laien und die 
Meinungen von Sachverſtändigen gründen, welche die Thiere ſelbſt nicht 
geſehen haben. Ger.⸗Ztg. 
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Die Beſtimmung des § 199 lit. b St. G. iſt nicht anwendbar, 
wenn die vorgeſchützte Befugniß von der Behörde gar nicht ertheilt 
werden kann. 

Im Herbſte 1878 brannte das der Francisca W. und ihrem Ehe— 
gatten gehörige Haus in Stallhofen ab. Um wegen dieſes Unglücksfalles 
milde Gaben zu ſammeln, warb Francisca W. beim Gemeindeamte 
um ein ſogenanntes Brandzeugniß und verſchaffte ſich, als deſſen Aus⸗ 
ſtellung verweigert wurde, ein von dritter Hand angefertigtes Falſificat, das 
fie, von Ort zu Ort wandernd, als behördliche Legitimation zum Bettel 
benützt haben ſoll. In dieſem Vorgehen erblickte das Kreisgericht zu 
Ried laut Urtheils vom 21. Juni 1880, 3. 2707, den Thatbeſtand 
des im § 199 lit. b St. G. B. bezeichneten verbrecheriſchen Betruges, 
wogegen die Verurtheilte den Nichtigkeitsgrund der Z. 9 lit a des 
5 281 St. P. O. angerufen hat. 
| Bei der öffentlichen Verhandlung vor dem k. k. Caſſationshofe, 
welche unter dem Vorſitze des Hoſrathes Ritter von Mages am 


22. November 1880 ftattfand, ſprach ſich Generaladvocat Cramer zu | 
Gunſten der Beſchwerde aus und bemerkte insbeſondere: 

„Die größte Strenge, welche der 8 199 St. G. B. unter Ut. b 
zum Ausdrucke bringt, bezweckt ohne Zweifel, den Staatsbürger vor 
Mißbrauch der im Verhältniſſe zur Obrigkeit begründeten Pflicht des 
Gehorſams und der Achtung zu ſchützen. Es ſolle verhindert werden, 
daß jemand zu betrüglichem Zwecke öffentliche Autorität ſich anmaße. 
Aber Kundgebungen, von denen es Angeſichts beſtehender Geſetze und 
Verordnungen zweifelhaft iſt, ob ſie der Obrigkeit zugeſchrieben werden 
können, mahnen von ſelbſt zur Vorſicht. Ihnen gegenüber beſteht kein 
Bedürfniß, den ſtrafgeſetzlichen Schutz zu verſtärken (vgl. Eingangs⸗ 
worte des § 6, Art. 72 der C. C. Theresiaua). Daraus folgt, daß 
jene Stelle des 8 199 lit. b St. G. B., welche der erſte Richter 
auf den gegebenen Fall anzuwenden fand, eine Befugniß vorausſetzt, 
deren Ertheilung der Obrigkeit zuſteht. Wer fälſchlich eine Befugniß 
vorſchützt, die überhaupt nicht ertheilt werden kann, wird unter Umſtänden 
nach SS 197 und 200, gewiß aber nicht nach 8 199 lit. St G. B. 
ſich zu verantworten haben. Im $ 3 des Geſetzes vom 10. Mai 1873, 
R. G. B. Nr. 108, iſt die Ausſtellung von Zeugniſſen über Unglücks⸗ 
fälle oder Armuth, welche beſtimmt ſind, zum Betteln im Herumziehen 
von Ort zu Ort gebraucht zu werden, ſchlechthin unterſagt. Der Vor⸗ 
wand, durch ein ſolches Zeugniß zum Betteln befugt zu ſein, kann ſomit 
nicht unter die Sanction des § 199 lit. b des St. G. B. fallen.“ 

Der k. k. oberſte Gerichts⸗ als Cafſationshof hat mittelſt Ent⸗ 
ſcheidung vom 22. November 1880, Z. 8702, der Nichtigkeitsbeſchwerde 
ſtattgegeben. — Gründe: 

. . . Die Beſtimmung des $ 199 Pt. b St. G. ſchützt ohne 
Zweifel den Staatsbürger vor einem Mißbrauche des zwiſchen ihm und 
den öffentlichen Behörden beſtehendeu Autoritätsverhältniſſes, um dadurch 
zu verhindern, daß Jemand unter dem Scheine obrigkeitlichen Schutzes 
fremde Rechte verkürze. Die Vorausſetzung des Verbrechens des 8 199 
lit. b St. G. iſt aber eine Befugniß, deren Ertheilung der öffentlichen 
Behörde wirklich zuſteht, und es kann die fälſchliche Berufung auf eine 
Befugniß, die überhaupt nicht ertheilt werden kann, wohl unter gewiſſen 
anderen Vorausſetzungen im Sinne der 88 197 und 200, aber niemals 
im Sinne des § 199 lit. b zum Verbrechen werden. Wenn daher die 
Angeklagte in den Beſttz eines gefälſchten Certificates der Gemeindevorſtehung 
S. vom 7. Februar 1880 gelangt, dasſelbe benützen wollte, um mit 
Rückſicht auf das darin enthaltene, ihr widerfahrene Brandunglück in 
der Gemeinde A. Brandſteuer zu ſammeln, ſo kann darin das Verbrechen 
des Betruges nach $ 199 b St. G. mit Rückſicht auf das oben Ge— 
ſagte nicht gelegen fein, nachdem nach $ 3 des Geſetzes vom 10. Mai 
1873, R. G. Bl. Nr. 108, die Ausſtellung von Zeugniſſen zum Betteln 
im Herumziehen von Ort zu Ort unterſagt iſt. .. 


Geſetze und Verordnungen. 


1880. III. Quartal. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
Nr. 28. Ausgeg. am 24. Juli. 


Allgemeines. 

Beichränfung der Anzahl der auf Koſten des Fondes der Strafgelder⸗ 
Ueberſchüſſe in Militär⸗Bildungsanſtalten unterzubringenden Finanzwach-Stiſtlinge 
und Syſtemiſirung von Schulſtipendien in Cadetenſchulen auf Rechnung diefes 
Fondes. Z. 18.546. 9. Juli. 

Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 22. Juli 1880, womit 
für den Monat Auguſt 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwen⸗ 
dung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 3884. F.⸗M. 

Nr. 29. Ausgeg am 7. Auguſt. 
Allgemeines. 

Abdruck von Nr. 96 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 100 R. G. Bl. 

Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 95 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 97 R. G. Bl. 

Nr. 30. Ausgeg. am 10. Auguſt. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 102 R. G. Bl. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Nr. 31. Ausgeg. am 21. Auguſt. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Zollbehandlung der für die Landesausſtellung in Graz 1880 einlangenden 
ausländiſchen Gegenſtände. Z. 24.386. 17. Auguſt. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. Auguſt 1880, womit 
für den Monat September 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwen⸗ 
dung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 4411. F.⸗M. 

Nr. 32. Ausgeg. am 7. September. 
Allgemeines. 

Abdruck von Nr. 107 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 108 R. G. Bl. 

Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 109 R. G. Bl. 

Abänderung der monatlichen Nachweiſung der mit Vorbehalt der Gebühren⸗ 
rückvergütung über die Zoll⸗Linie ausgeführten Zuckermengen und der dafür ent⸗ 
fallenden Rückvergütungs⸗Beträge. Z. 26.284. 30. Auguſt. 

Nr. 33. Ausgeg. am 23. September. 
Allgemeines. 

Verfahren der Steuerämter beim Vollzuge der auf Gemeindeumlagen 

bewilligten gerichtlichen Execution. Z. 23.731. 12. September. 
Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 118 R. G. Bl. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 21. September 1880, womit 
für den Monat October 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwen— 
dung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 4893. F.⸗M. 

Nr. 34. Ausgeg. am 30. September. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Dr. Nikolaus Zyblikiewiez zum Land⸗ 
marſchall im Königreiche Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume 
Krakau ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Hofrathe der Finanz⸗Landes⸗ 
direction in Zara Johann Franz Böhm den Adel tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director Allerhöchſtihrer Privat⸗ und Fami⸗ 
lien⸗Fondsgüter Hofrath Chriſtian Pichler das Ritterkreuz des kaiſ. öſterr. 
Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann in Leoben Franz Grafen 
Merveldt zum Regierungsrathe extra statum bei der Landesregierung in 
Klagenfurt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzſeeretär der Prager Finanz⸗Landes⸗ 
a Johann Kalina taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Steuereinnehmer Andreas Dörflinger zu 
St. Paul in Kärnten das goldene Verdienſtkrenz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſideut als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Polizeiconcipiſten Theodor Schwarz in Trient zum Polizeicommiſſär ernannt. 

Der Miniſterpräſident hat den k. k. Bezirkscommiſſär Dr. Caſimir Chte- 
dowski zum Miniſterial⸗Viceſecretär im Status des Miniſterrathspräſidiums 
zur Dienſtleiſtung bei dem Herrn Miniſter Freiherrn v. Ziemialkowski ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
landesfürſtlichen Bezirksthierarzt in Görz Andreas Perko zum Landesthierarzte 
im Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereifecvetär Benedict Ritter v. Hebenſtreit und den Miniſterial⸗Vice⸗ 
ſecretär des Miniſteriums des Innern Dr. Johann Majoni zu Bezirkshaupt⸗ 
männern, dann den Bezirkscommiſſär Joſef Ebner zum Statthaltereiſecretär in 
Tirol ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den mit dem Titel eines Bergrathes bekleideten 
Oberbergverwalter Ferdinand Schott zu Kirchbichl zum Bergrathe ernannt. 


Erledigungen. 

Bezirksſecretärsſtelle bei den politiſchen Behörden in Steiermark mit der 
zehnten Rangsclaſſe, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 21.) 

Steuerinſpectorsſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei den Wiener Steuer⸗ 
adminiſtrationen, eventuell bei den Bezirkshauptmannſchaften in Niederöſterreich, 
bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 22.) 

Oberrechnungsrathsſtelle bei der oberöſterreichiſchen Finanzdirection mit 
der ſiebenten Rangsclaſſe, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 23.) 

Oberrechnungsrathsſtelle bei der Bukowinaer k. k. Landesregierung mit 
der fiebenten Rangsclaſſe, bis 15. Februar. (Amtsbl. Nr. 24.) 


Hiezu als Beilage: Bogen 30 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. BE 


Hiezu eine literariſche Beilage. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


